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Bekanntmachung 

 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 86 der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowie des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) -in den jeweils geltenden Fassungen-, hat der Rat der Gemeinde Stemwede 
in seiner Sitzung am 21.06.2023 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles werden gemäß der im beigefügten Plan 
ersichtlichen Darstellung festgelegt. Die im Plan gekennzeichneten Außenbereichsflächen werden 
zur Abrundung des Gebietes gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB in den Satzungsbereich mit einbezogen. 
Der Plan ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 2 
Soweit in dem nach § 1 umschriebenen Gebiet Bebauungspläne nach § 30 BauGB bestehen, 
werden diese Gebiete von dieser Satzung nicht erfasst. 

 
 

 Amtliche Bekanntmachungen der Gemeinde Stemwede 
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§ 3 
Für Bauvorhaben im Satzungsbereich werden besondere Festsetzungen bezüglich Art und Maß der 
baulichen Nutzung und der Bauweise nicht getroffen. Die Zulässigkeit von Bauvorhaben richtet sich 
nach den Bestimmungen des § 34 BauGB. Lediglich für den Bereich der bisher unbebauten 
Abrundungsflächen wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 festgesetzt. 
 

§ 4 
Gemäß § 86 BauO NRW wird für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil "Horst" folgende 
Baugestaltung vorgeschrieben: 

Dachneigung 18-48° 
Nebengebäude (z. B. Garagen, Carports) werden mit Flachdach bzw. mit geringeren 
Dachneigungen als 18° zugelassen. 

 
§ 5 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die bauliche Inanspruchnahme bisher unbebauter 
Abrundungsflächen werden in der Begründung konkret geregelt (siehe Nr. 5.5 (Grünordnung) sowie 
Nr. 6 (Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft)). 
 

§ 6 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehend angeführten Satzung mit dem Beschluss des 
Rates der Gemeinde Stemwede vom 21.06.2023 übereinstimmt und dass nach den Vorschriften des 
§ 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der Gemeinde Stemwede 
über die Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles „Horst“ ist 
ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 29.06.2023 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
Die Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles „Horst“ wird hiermit 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 29.06.2023 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
 
Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles „Horst“ in Kraft. 
Jedermann kann die Satzung, bestehend aus Satzungstext, Plan und Begründung, von diesem 
Tage bei der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während der 
Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
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Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und der 
Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“ 

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
2. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 29.06.2023 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 

 
Aufgrund des § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 86 der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowie des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) -in den jeweils geltenden Fassungen-, hat der Rat der Gemeinde Stemwede in 
seiner Sitzung am 21.06.2023 für den Bereich „Im Orte“ folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Es wird bestimmt, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 BauGB nicht 
entgegen gehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Stemwede als Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder 
Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Die Satzung wird auch auf Vorhaben 
erstreckt, die kleineren Handwerks- und Gewerbetrieben dienen. 
 

§ 2 
Die Grenzen des Siedlungsbereiches „Im Orte“ werden gemäß der im beigefügten Plan ersichtlichen 
Darstellung festgelegt. Der Plan sowie der ebenfalls beigefügte Erläuterungsbericht sind Bestandteil 
dieser Satzung. 
 

§ 3 
Gemäß § 35 Abs. 6 Satz 3 BauGB werden für den Siedlungsbereich „Im Orte“ folgende Be-
stimmungen über die Zulässigkeit getroffen: 

Max. Zahl der Vollgeschosse 1 
Max. Zahl der Wohneinheiten je Gebäude 2 
Auf dem Grundstück Mehner Dorf 20 (Gemarkung Niedermehnen, Flur 3, Flurstück 89) wird 
die Errichtung einer Kindertagesstätte zugelassen. 

 
§ 4 

Gemäß § 86 BauO NRW wird für den Siedlungsbereich „Im Orte“ folgende Baugestaltung 
vorgeschrieben: 

Dachform Satteldach, Walmdach 
Dachneigung 18-48° 
Nebengebäude (z. B. Garagen, Carports) werden mit Flachdach zugelassen. Für 
Nichtwohngebäude werden abweichende Dachformen nur im Ausnahmefall zugelassen. 

 
§ 5 

Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehend angeführten Satzung mit dem Beschluss des 
Rates der Gemeinde Stemwede vom 21.06.2023 übereinstimmt und dass nach den Vorschriften des 

29/2023 Satzung der Gemeinde Stemwede über die Grenzen des Siedlungsbereiches „Im 
Orte“ in Niedermehnen (Außenbereichssatzung „Im Orte“) 
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§ 2 der BekanntmVO NRW verfahren worden ist. Der Beschluss des Rates der Gemeinde Stemwede 
über die Außenbereichssatzung „Im Orte“ ist ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 
2 BekanntmVO NRW). 
 
Stemwede, den 29.06.2023 
 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO NRW 
Die Außenbereichssatzung „Im Orte“ wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Stemwede, den 29.06.2023 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
 
Am Tage nach der Veröffentlichung tritt die Außenbereichssatzung „Im Orte“ in Kraft 
 
Jedermann kann die Satzung, bestehend aus Satzungstext, Plan und Erläuterungsbericht, von 
diesem Tage bei der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede-Levern, während 
der Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und der 
Gemeindeordnung (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:  

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

(4)  Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 
2. BauGB § 215 Abs. 1:  
 
„(1) Unbeachtlich werden  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  
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3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind.“  
 
3. GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1:  
 

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
5. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
6. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
7. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
8. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.“ 

 
Stemwede, den 29.06.2023 
 
gez. Abruszat 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 

 
Der Rat der Gemeinde Stemwede hat in seiner Sitzung am 21. Juni 2023 die Vorschlagsliste 
der Gemeinde Stemwede zur Wahl der Schöffinnen und Schöffen für das Landgericht 
Bielefeld und das Amtsgericht Minden der Amtszeit 2024 bis 2028 beschlossen. 
 
Die vom Rat beschlossene Vorschlagsliste liegt anschließend gemäß § 36 Abs. 3 
Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) in der Zeit von 
 

Dienstag, 18. Juli 2023 bis Montag, 24. Juli 2023, 
 

zu jedermanns Einsicht an folgendem Ort aus: 
 
Verwaltungsstelle Levern, Buchhofstraße 17, Erdgeschoß, Zimmer 1 (Information). 
 
Öffnungszeiten:   

Montag bis Freitag, vormittags   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
Montag und Mittwoch, nachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstag, nachmittags 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
Außerhalb dieser Zeiten ist eine Einsichtnahme nur nach vorheriger Terminabsprache 
möglich (05745-78899-0). 
Gegen die Vorschlagsliste kann gemäß § 37 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)    binnen 
einer Woche nach Schluss der Auslegung schriftlich oder zu Protokoll Einspruch mit der 
Begründung erhoben werden, dass in die Liste Personen auf-genommen wurden, die nach 
§§ 31 bis 34 GVG nicht aufgenommen werden durften oder sollten. 
 
Der Einspruch kann während der oben genannten Zeiten bei den am Ort der Auslegung 
anwesenden Beschäftigten der Gemeinde Stemwede zu Protokoll gegeben werden. 
 
Stemwede, 30.06.2023 
 
gez. 
Kai Abruszat 
Bürgermeister 
 

 

30/2023 Wahl der Schöffinnen und Schöffen für die Amtszeit 2024 bis 2028 
Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung der Vorschlagsliste 
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Bekanntmachung 

 
Bezirksregierung Detmold  
Dezernat 33  
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung Dienstgebäude: 
 Stapenhorststraße 62 
Flurbereinigung Rauhe Horst II 33615 Bielefeld 
Az.: 33 B 8 11 01 - H. Nr. 30 Telefon: 05231/71-3302 
 
 

A u s f ü h r u n g s a n o r d n u n g 
 
In dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Rauhe Horst II wird hiermit die Ausführung 
des Flurbereinigungsplanes gemäß § 61 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. 
I S. 2794), angeordnet. 
 
1.  Mit dem 10. August 2023 tritt der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue 

Rechtszustand an die Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG). 
 

2.  Mit dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung hinsichtlich der Rechte an den 
alten Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die 
nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Soweit örtlich 
gebundene öffentliche Lasten auf den alten Grundstücken ruhen, gehen diese auf die 
in deren örtlicher Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG). 

 

3.  Der Übergang von Besitz, Verwaltung und Nutzung an den dem Flurbereinigungsplan 
unterliegenden Grundstücken erfolgt spätestens mit dem Zeitpunkt des neuen 
Rechtszustandes, also mit dem unter Nr. 1 dieser Ausführungsanordnung festgesetzten 
Zeitpunkt. 

 
G r ü n d e  

 
Der Erlass der Ausführungsanordnung ist gemäß § 61 FlurbG zulässig und gerechtfertigt, 
weil gegen den Flurbereinigungsplan keine Widersprüche eingelegt wurden. Der 
Flurbereinigungsplan ist somit für die Beteiligten unanfechtbar geworden. 
 
Es ist daher notwendig, durch die Ausführungsanordnung den im Flurbereinigungsplan 
vorgesehenen neuen Rechtszustand herbeizuführen und dadurch den Teilnehmern das  
Eigentum an ihren neuen Grundstücken zu verschaffen, so dass sie eigentumsrechtlich über 
ihre Abfindungsgrundstücke verfügen können. 

 
 

 Sonstige Bekanntmachungen 
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Mit der Ausführung des Flurbereinigungsplanes tritt der neue Rechtszustand ein, so dass 
die Voraussetzungen zur Berichtigung der öffentlichen Bücher (Grundbuch und 
Liegenschaftskataster) vorliegen. 
 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g  
 

Gegen diese Ausführungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch bei der Bezirksregierung Detmold, 32754 Detmold, erhoben werden.  
Der Widerspruch ist schriftlich bei der Bezirksregierung Detmold einzulegen oder zur 
Niederschrift bei der Bezirksregierung Detmold, Leopoldstr. 15, 32756 Detmold oder 
Stapenhorststr. 62, 33615 Bielefeld (Dienstgebäude Bielefeld), zu erklären.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden.   
 
Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde erhoben 
werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brdt.sec.nrw.de. 
  
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes erhoben werden. Die De-Mail-Adresse 
lautet: poststelle@brdt.nrw.de-mail.de. 
 

A n o r d n u n g  d e r  s o f o r t i g e n  V o l l z i e h u n g  
 

Gemäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 14.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71), wird die sofortige Vollziehung der 
Ausführungsanordnung angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen die 
Ausführungsanordnung keine aufschiebende Wirkung haben. 
 

G r ü n d e  
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist sowohl aus Gründen des öffentlichen 
Interesses als auch im Interesse der Beteiligten geboten. Nach Bestandskraft der 
Ausführungsanordnung kann die Berichtigung der öffentlichen Bücher, insbesondere die 
Berichtigung des Grundbuches und des Liegenschaftskatasters durchgeführt werden. 
Durch einen längeren Aufschub des Eintritts der rechtlichen Wirkungen des 
Flurbereinigungsplanes würden voraussichtlich erhebliche Behinderungen im 
Grundstücksverkehr auftreten. Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung der 
Ausführungsanordnung kann die Berichtigung der öffentlichen Bücher unmittelbar 
eingeleitet werden. Diese Interessen überwiegen das Interesse einzelner Beteiligter an der 
aufschiebenden Wirkung von ihnen gegebenenfalls eingelegter Rechtsbehelfe. 
 
 

mailto:poststelle@brdt.sec.nrw.de
mailto:poststelle@brdt.nrw.de-mail.de
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R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g  
 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Absatz 5 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
beantragt werden. Der Antrag ist bei dem 
  

Oberverwaltungsgericht für das  
Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) 

32. Senat (Flurbereinigungsgericht) 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 
zu stellen. 
 
Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann auch durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts 
erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht 
geeignet sein.  Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Personen versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen 
sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBL. I S. 3803) in der derzeit gültigen Fassung. 
Weitere Informationen finden sich auf der Internetseite www.ovg.nrw.de/kontakt/de-
mail_hinweis/index.php 
  
Im Auftrag 

 
gez. Dingerdissen, RVD  (LS) 
 
 
 
Hinweis: 
 
Die öffentliche Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Homepage der Bezirksregierung 
Detmold einzusehen unter: 
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/service/bekanntmachungen-amtsblaetter 
> Flurbereinigung / Flächenmanagement 
 

 

http://www.ovg.nrw.de/kontakt/de-mail_hinweis/index.php
http://www.ovg.nrw.de/kontakt/de-mail_hinweis/index.php
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/service/bekanntmachungen-amtsblaetter



